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Freiwilliger Polizeidienst 

 

 

A.  Wie viele Ehrenamtliche leisten in Karlsruhe den freiwilligen Polizeidienst? 

 

B.  Welche Auswirkungen haben die von der Landesregierung vorgesehenen 

Budgetkürzungen für Karlsruhe? 

 

C. Können die o. g. Budgetkürzungen zu einer Beeinträchtigung des 

Polizeidienstes und damit der öffentlichen Sicherheit führen? 

 

D. Gibt es bereits Überlegungen, welche Maßnahmen unternommen werden 

müssen, um ein eventuelles Sicherheitsrisiko aufzufangen? 

 

 

In Zeiten, in denen die Medien fast täglich von Gewalttaten und tätlichen Übergriffen 

berichten, ist der Erhalt der öffentlichen Sicherheit  den Freien Wählern ein wichtiges 

Anliegen. Daher ist es wichtig zu erfahren, welche Auswirkungen das angekündigte 

Aus für den Freiwilligen Polizeidienst auf die Sicherheitslage unserer Stadt hat. 

 

Den freiwilligen Polizeidienst gibt es in Baden-Württemberg seit 1963. Ihm gehören 

derzeit 1.175 (Stand 31.12.2011) Bürgerinnen und Bürger an, die durch ihr 

ehrenamtliches Engagement den Polizeivollzugsdienst u. a. beim Schutz von 

Veranstaltungen sowie im Bereich der Prävention unterstützen. 
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Die Polizeifreiwilligen haben die Stellung eines Polizeibeamten im Sinne des 

Polizeigesetzes und tragen deshalb grundsätzlich Uniform und leisten einen 

wesentlichen Beitrag dazu, die Polizeiarbeit in der Gesellschaft positiv zu verankern. 

 

Das Budget für die Freiwilligen betrug im Jahr 2010 noch rund zwei Millionen Euro. 

Die grün-rote-Landesregierung hat nun den Rotstift angesetzt und das Budget für 

2013 und 2014 auf 800.000 Euro bzw. 600.000 Euro gekürzt.  Laut Medienberichten 

bedeuten diese Sparmaßnahmen für den DPolG-Landesvorsitzenden Joachim 

Lautensack das vorzeitige, faktische Aus für den freiwilligen Polizeidienst.  
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